
Auf
der Klimakonferenz in Kopen-

hagen wird die klimapolitische
Herausforderung deutlich, vor der

die Welt steht. Um eine katastrophale Erd-
erwärmung von mehr als 2 Grad abzuwen-
den, muss der Anstieg der globalen Treib-
hausgasemissionen in den nächsten fünf
bis zehn Jahren zum Stillstand gebracht
werden. Die Industrieländer müssen ihre
Emissionen bis 2020 um annähernd 40
Prozent gegenüber 1990 reduzieren, bis
2050 gar um 80 bis 95 Prozent. Das ist
eine gewaltige Aufgabe - auch für
Deutschland und die EU, die sich gern als
Vorreiter im Klimaschutz verstehen.

Schon die vergleichsweise laxen Kyoto-
Ziele erreichen die alten EU-Staaten
nicht aus eigener Kraft, sondern nur un-
ter Anrechnung fragwürdiger Auslands-
projekte. Deutschland ist weit davon ent-
fernt, das selbstgesteckte 40-Prozent-Min-
derungsziel bis 2020 zu erreichen: Im ge-
genwärtigen Klimaschutztempo wird es
frühestens 2033 erreicht. Und die tiefgrei-
fenden Umwälzungen, die das bis 2050
aufgestellte Ziel für Energiewirtschaft,
Industrie und Verkehr erfordert, sind in
der Politik noch lange nicht angekommen.

Vor diesem Hintergrund ist es grotesk,
dass aktuell wieder die Debatte aufbran-
det, ob Deutschland sich nicht zu viele Kli-
maschutzinstrumente leistet. Ausgerech-
net das Erfolgsmodell des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) steht im Fokus
der meist von Ökonomieprofessoren vor-
getragenen Kritik, die jüngst die Professo-
ren Weimann und Sinn auf diesen Seiten
skizziert haben. Das Argument: Ange-
sichts der für den Emissionshandel festge-
legten Obergrenze für Treibhausgasemis-
sionen führe die Förderung der erneuerba-
ren Energien nicht zu zusätzlichen Emis-
sionsminderungen. Emissionssenkungen
durch Windkraft und Solarenergie hätten
nur zur Folge, dass anderswo weniger ge-
tan werde und vermeintlich kostengünsti-
gere Alternativmaßnahmen unterblieben.
Bemerkenswert an dieser Argumentation
ist zunächst, dass sie die greifbaren Erfol-
ge des EEG nicht in Abrede stellt: Die Stei-

gerung des Anteils der erneuerbaren Ener-
gien auf bald 16 Prozent der Stromerzeu-
gung, die so erzielte Vermeidung von 106
Millionen Tonnen Kohlendioxid im Jahr -
was fast der Hälfte des deutschen Kyoto-
Zieles entspricht, oder den Boom der Er-

neuerbaren-Energien-Branche mit inzwi-
schen 280000 Arbeitsplätzen.

Zudem richtet sich die Argumentation
bei genauem Hinsehen gar nicht gegen die
erneuerbaren Energien als solche. Nach
der gleichen Logik bringen auch Steigerun-
gen der Energieeffizienz oder der Ausbau
der Kraft-Wärme-Kopplung keinen Vor-
teil fürs Klima, von Laufzeitverlängerun-
gen für Atomkraftwerke ganz zu schwei-
gen. Die unterschwellige Botschaft der
EEG-Kritiker: Der Staat solle sich im Kli-
maschutz zurückhalten und die Emissions-
handelsmärkte machen lassen. An dieser

Argumentation irritiert nicht nur der ange-
sichts der jüngsten Erfahrungen befremd-
liche Glaube an die unbedingte Rationa-
lität von Märkten. Sie blendet auch die
Schwächen des bestehenden Emissions-
handels aus. So hat der Emissionshandel
in der Pilotphase von 2005 bis 2007 prak-
tisch keine Emissionsminderung erbracht,
weil zu viele Emissionszertifikate ausgege-
ben wurden. Dass sich die deutsche Klima-
bilanz trotzdem verbesserte, war vor al-
lem dem vom EEG angetriebenen Ausbau
der erneuerbaren Energien zu verdanken.

In der laufenden Handelsperiode ist
die Obergrenze (das Cap) zwar anspruchs-
voller. Dafür entwickeln sich zugelassene
Auslandsprojekte in Indien und China,
die oft keine realen CO2-Einsparungen
bringen, zu einem immer größeren
Schlupfloch im Emissionshandelssystem.

Hinzu kommt, dass die Caps des Emis-
sionshandels nur bis 2020 festgeschrie-
ben sind. Die für 80 bis 95 Prozent Emis-
sionsreduktion bis 2050 erforderlichen
Maßnahmen werden vom gegenwärtigen
Emissionshandel ausgeblendet. Das rächt
sich, wenn heute langfristige Investitio-
nen etwa in kohlendioxidintensive Kraft-
werke auf den Weg gebracht werden. Aus
dem Elfenbeinturm heraus mag man pos-
tulieren, dass scharfe künftige Caps die
vorzeitige Abschaltung dieser Kohlekraft-
werke erzwingen werden. Realistischer
ist jedoch, dass umgekehrt die Existenz
neuer Kohlekraftwerke die notwendige
Absenkung der Caps verhindern wird.

Hier liegt die Krux der ökonomischen
EEG-Kritik: Sie verkennt, dass die Emissi-
onshandelsziele nicht statisch sind. Sie
sind das Ergebnis politischer Aushand-
lungsprozesse, in die neben den Anforde-
rungen des Klimaschutzes auch die zu er-
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wartenden Kosten und die verfügbaren
Klimaschutztechnologien einfließen. Des-
halb gibt es eine Wechselbeziehung zwi-
schen EEG und Emissionshandelszielen:
Der Fortschritt der erneuerbaren Ener-
gien heute ermöglicht ehrgeizigere Cäps
für die Zukunft.

Tatsächlich konnte die EU-Kommissi-
on im Streit um die Absenkung der über-
höhten nationalen Caps der zweiten Han-
delsperiode mit dem prognostizierbaren
Ausbau der erneuerbaren Energien ar-
gumentieren. Und dass heute selbst die
Kanzlerin einer schwarz-gelben Koali-
tion 80 bis 95 Prozent Emissionsminde-
rung für möglich erklärt, wäre ohne den
Erfolg des EEG nicht vorstellbar.

Das Gegeneinanderstellen von Emissi-
onshandel und EEG ergibt keinen Sinn.
Um ambitionierte Klimaziele zu errei-
chen, brauchen wir beides: den Emissions-
handel, der die Emissionsmenge begrenzt
und Kohlendioxid einen Preis gibt. Und
das EEG, das die Entwicklung der erneu-
erbaren Energien vorantreibt, die sobald
wie möglich 100 Prozent unserer Energie-
versorgung abdecken müssen. Statt beide
Instrumente gegeneinander auszuspielen,
sollten wir daran arbeiten, sie wirksamer
zu machen und besser aufeinander abzu-
stimmen. Für den Emissionshandel heißt
das etwa, heute schon die Caps für die
Zeit nach 2020 festzulegen und ihre Aus-
höhlung durch fragwürdige Auslandspro-
jekte zu stoppen. Außerdem sollten die
Emissionsobergrenzen in Zukunft ent-
sprechend dem Ausbau der erneuerbaren
Energien abgesenkt werden, um EEG
und Emissionshandel besser zu verknüp-
fen. Zusammen sind beide Instrumente
der Motor für echten Klimaschutz, neue
Arbeitsplätze und die Modernisierung un-
serer Wirtschaft.
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